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VERWALTUNGSGERICHT 

DES SAARLANDES 

IM NAMEN DES VOLKES 

URTEIL 

In dem Verwaltungsrechtsstreit 

 

Prozessbevollmächtigte: 

- Kläger -

DGB Rechtsschutz GmbH - Büro Saarbrücken -, 
Fritz-Dobisch-Straße 5, 66111 Saarbrücken, -
00418-18 -

g e g e n

- Beklagte -

w e g e n  Unfallfürsorge (Anerkennung eines Dienstunfalls) 

hat die 2. Kammer des Verwaltungsgerichts des Saarlandes in Saarlouis durch 

den Vizepräsidenten des Verwaltungsgerichts ....., die Richterin am 

Verwal­tungsgericht ..... und den Richter am Verwaltungsgericht .... sowie die 

ehrenamtliche Richterin ... und den ehrenamtlichen Richter ...

aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 25. August 2020 



2 K 346/ 18 - Urteil vom 25.8.2020 Seite 2 

für R e c h t erkannt: 

Die Beklagte wird unter entsprechender Aufhebung des Be­

scheides vom 17.1.2018 und des Widerspruchsbescheides 

vom 20.2.2018 verpflichtet, das Schadensereignis vom 

13.9.2017 als Dienstunfall mit den Unfallfolgen "rechtsseitige 

Hörminderung und rechtsseitiger Tinnitus" anzuerkennen. 

Die Kosten des Verfahrens trägt die Beklagte. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. 

Die Beklagte darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung 

oder Hinterlegung eines Betrages in Höhe der sich aus dem 

Kostenfestsetzungsbeschluss ergebenden Kostenschuld 

abwenden, falls nicht der Kläger vor der Vollstreckung 

Sicherheit in derselben Höhe leistet. 

Tatbestand 

Der Kläger steht als Polizeioberkommissar (...) im Dienst der Beklag­en. Mit der 

Klage begehrt er die Anerkennung eines Ereignisses als Dienstunfall. 

Mit Unfallmeldung vom 15.11.2017 zeigte er an, im Rahmen des am 13.9.2017 bei 

der B. durchgeführten Übung eine Funktionsbeeinträchtigung seines rechten 

Ohrs erlitten zu haben. Zum Hergang schilderte er, dass ihm beim 

Situationstraining KLE (Komplexe lebensbedrohliche Einsatzlagen) zum 

Ausbildungsinhalt "Eindringen in Räume und Vorgehen unter gegenseitiger 

Sicherung" der dienstlich zur Verfügung gestellte Gehörschutz verrutscht sei, als 

gleichzeitig durch eine "eingespielte Störerlage" ein Beschuss mittels Knallkörpern 

und Waffen mit Platzpatronen erfolgte. Als hierdurch eingetretene Körperschäden 

nannte er: rechtsseitige Hörminderung, starke Störgeräusche rechts, Druckgefühl 

rechts. 
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Laut der Bescheinigung des HNO-Arztes R. vom 10.10.2017 suchte der Kläger ihn 

am darauf folgenden Tag wegen einer rechtsseitigen Hörminderung und eines 

Tinnitus auf. Ein sodann erstelltes Tonaudiogramm habe "eine rechts deutlich 

stärker als links ausgeprägte C5-Senke" ergeben. Nach einer Prednisolontherapie 

habe ein weiterer Hörtest am 20.9.2017 eine deutliche Befundbesserung gezeigt. 

Der von der Beklagten um gutachtliche Stellungnahme gebetene polizeiärztliche 

Dienst - ... - erklärte unter dem 8.1.2018 sinngemäß, der angegebene 

Körperschaden sei nach dem ärztlichen Befund nicht zweifelsfrei die Folge des 

Unfalls, da der vom Arzt des Klägers durchgeführte Hörtest vom 14.12.2017 im 

Vergleich zu einem Vorbefund vom 8.7.2015 keine Verschlechterung des 

Hörvermögens auf dem rechten Ohr belege. Es fehle somit an einem zweifelsfrei 

feststellbaren Körperschaden. Zur weiteren Erläuterung wurde per E-Mail vom 

16.1.2018 auf die vom behandelnden HNO-Arzt erhobenen Befunde vom 

14.9.2017, 20.9.2017 sowie 14.12.2017 Bezug genommen, die ebenso 

Gegenstand der Gesundheitsakte des Klägers seien wie das Messergebnis des 

zuletzt im Rahmen regelmäßiger Untersuchungen beim polizeiärztlichen Dienst 

erstellten Hörtests vom 8.7.2015. Vergleiche man jenen Vorbefund aus dem Jahre 

2015 mit dem zuletzt beim HNO-Arzt erstellten Hörtest, so habe sich das Gehör 

des Klägers rechtsseitig aktuell sogar verbessert. Aus diesem Grunde werde ein 

Dienstunfall abgelehnt. 

Mit Bescheid vom 17.1.2018 lehnte die Beklagte die Anerkennung des Unfaller­

eignisses vom 13.9.2017 als Dienstunfall ab. Die geltend gemachten Körperschä­

den "rechtsseitige Hörminderung, starke Störgeräusche rechts, Druckgefühl 

rechts" könnten nicht als Unfallfolgen anerkannt werden, weil die gesetzlichen Vo­

raussetzungen hierfür nicht vorlägen. Nach Prüfung der vorliegenden ärztlichen 

Befundberichte durch den polizeiärztlichen Dienst weise der vom HNO-Arzt R. 

zuletzt durchgeführte Hörtest vom 14.12.2017 im Vergleich zum Vorbefund vom 

8.7.2015 keine Verschlechterung des Hörvermögens auf dem rechten Ohr nach. 

Der Vergleich dieses Vorbefundes mit dem zuletzt vom HNO-Arzt erstellten Hör­

test habe vielmehr gezeigt, dass sich das Gehör auf dem rechten Ohr aktuell so­

gar verbessert habe. Aus diesen Gründen sei ein Körperschaden nicht eingetreten 

und könne das Unfallereignis nicht als Dienstunfall anerkannt werden. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Die Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils die 

Zulassung der Berufung durch das Oberverwaltungsgericht des Saarlandes in 

Saarlouis beantragen. 

Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht des Saarlandes, Kaiser-Wilhelm­

Straße 15, 667 40 Saarlouis schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe 

der für den elektronischen Rechtsverkehr mit dem Verwaltungsgericht geltenden 

Regelungen zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen. 

Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des vollständigen Urteils sind die 

Gründe darzulegen, aus denen die Berufung zuzulassen ist. Die Begründung ist, 

soweit sie nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist, bei dem Oberverwal­

tungsgericht des Saarlandes, Kaiser-Wilhelm-Straße 15, 667 40 Saarlouis, 

schriftlich oder in vorbezeichneter elektronischer Form einzureichen. 

Die Berufung kann nur zugelassen werden, wenn 

a) ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,

b) die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten

aufweist,

c) die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,

d) das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bun­

desverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichts­

höfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf

dieser Abweichung beruht oder

e) ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensman­

gel geltend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen

kann.

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Pro­

zesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt 

auch für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Oberverwaltungs­

gericht eingeleitet wird. Als Prozessbevollmächtigte sind Rechtsanwälte und die in 

§ 67 Abs. 4 Sätze 3, 4 und 7 i.V.m. Abs. 2 Satz 1, Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO be­

zeichneten Personen und Organisationen zugelassen.
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B e s c h l u s s  

Der Streitwert wird gemäß §§ 52 Abs. 2, 63 Abs. 2 Satz 1 
GKG in Höhe des Auffangwertes auf 5.000,-- Euro festge­
setzt. 

Rechtsmittelbelehrung 
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Gegen die Festsetzung des Streitwerts steht den Beteiligten oder sonst von der 
Entscheidung Betroffenen die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht des 
Saarlandes in Saarlouis, zu, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 
Euro übersteigt. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht des Saarlandes, Kaiser­

Wilhelm-Straße 15, 66740 Saarlouis schriftlich, in elektronischer Form nach 
Maßgabe der für den elektronischen Rechtsverkehr mit dem Verwaltungsgericht 
geltenden Regelungen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge­
schäftsstelle einzulegen. 

Die Beschwerde ist nur bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Eintritt der 
Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder anderweitiger Erledigung 
zulässig. 

Beglaubigt: 
Saarlouis, den 02.09.2020 

.' J ustizha uptsekretä ri n) 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 
des Verwaltungsgerichts des Saarlandes 




